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Flächendeckendes Plankonzept für die Planungsregion Altmark zur Ausweisung von 
Vorranggebieten zur Nutzung der Windenergie mit der Wirkung von Eignungsgebieten 
 
Methodik der Ausweisung 
 
Die Ermittlung der  Vorranggebiete zur Nutzung der Windenergie mit der Wirkung von 
Eignungsgebieten erfolgte auf Grundlage des nachfolgend beschriebenen gesamträumlichen 
Planungskonzeptes.  
Dieses Konzept ist so aufgebaut, dass zu erkennen ist, welche Erwägungen zur Ausweisung 
eines Positivstandortes geführt haben und die auch verdeutlichen, welche Gründe es 
rechtfertigen, den restlichen Planungsraum auszuschließen. 
Mit dieser sogenannten Ausschlussmethode werden im Rahmen der Abwägung der 
widerstreitenden privaten und öffentlichen Belange, sofern höher zu gewichtende 
raumordnerische  Belange der Windenergienutzung hinsichtlich der jeweiligen Flächen 
entgegenstehen, Tabu- und Konfliktflächen (Restriktionen) schrittweise ausgeschieden. 
Die Festlegung eines regional einheitlichen Kriterienrahmens erfolgte, um Beeinträchtigungen 
und Belästigungen anderer Schutzgüter im Rahmen des raumordnerischen Auftrages gemäß  
§§ 1, 2 ROG zum Interessenausgleich vorsorgend zu vermeiden und zu minimieren. 
Nutzungskoordination und hohe Gewichtung von Belangen, die die Gesundheit der 
Bevölkerung, die Wohnumfeldqualitäten, den Natur- und Landschaftsschutz sowie den 
Hochwasserschutz betreffen, sollen bei gleichzeitiger Konfliktminimierung zur 
entsprechenden Vorsorge bei den einzelnen Raumfunktionen führen.  
Dieser raumordnerische Auftrag zielt auf eine großräumige Betrachtung ab und kann insoweit 
über Fachrecht hinausgehen, dass auch Übergangsbereiche mit in die Betrachtung einbezogen 
werden. 
Bei der Gebietsauswahl und dem Gebietszuschnitt der Vorranggebiete zur Nutzung der 
Windenergie mit der Wirkung von Eignungsgebieten werden nicht sämtliche Flächen, die sich 
für Windenergie entsprechend Privilegierung § 35 Abs. 1 BauGB eignen, ausgewiesen. Im 
Rahmen des Abwägungsgebotes werden die Interessen der Windenergie zurückgestellt, wenn 
hinreichend öffentliche und private Belange dies rechtfertigen. 
  
An Hand von geeigneten Abstandskriterien (Anlage 1) wurde der gesamte Planungsraum 
Altmark im Hinblick auf Flächen untersucht, in denen zukünftig raumbedeutsame 
Windenergieanlagen konzentriert werden sollen. 
Darüber hinaus wurden solche Flächen untersucht, die zukünftig von Windkraftanlagen 
freizuhalten sind oder wo geplante bzw. vorhandene Nutzungen vor Beeinträchtigungen, die 
von Windenergieanlagen ausgehen, zu schützen sind. Besonderes Augenmerk galt hierbei 
insbesondere der Wirkung von Windenergieanlagen auf  folgende Schutzgüter: 
 

1. Ortsbild, Stadtsilhouette, großräumige Sichtachsen und Landschaftsbild 
2. Siedlungen und kommunale Planungsabsichten 
3. Kultur- und Sachgüter 
4. Räumliche Wirtschafts-, Tourismus- und Erholungsfunktionen 
5. Naturhaushalt und naturräumliche Gegebenheiten. 
 

Folgende methodische Arbeitsschritte dienen der Ermittlung von Vorranggebieten zur 
Nutzung der Windenergie mit der Wirkung von Eignungsgebieten. 
 
Im ersten Schritt wird die Windhöffigkeit in der Altmark geprüft und bewertet. 
 



Anlage zur Beschlussvorlage 11/2010 

 

Ausgehend von den Betrachtungen zur Windhöffigkeit werden in den weiteren methodischen 
Planungsschritten die ermittelten Gebiete hinsichtlich einer Ausweisung als Vorranggebiete 
zur Nutzung der Windenergie mit der Wirkung von Eignungsgebieten untersucht.  Diese 
Untersuchung erfolgt entsprechend nachfolgend erläuterter Kriterien.  
 
Die Abstandskriterien der Anlage 1 lassen sich in drei Gruppen einteilen: 

I. Normative Ausschlussgebiete  

Ermittlung der normativen Ausschlussgebiete (Negativflächen), die aufgrund bestehender    
rechtlicher Regelungen oder aus der Natur der Sache für die Windenergienutzung von 
vornherein nicht in Betracht kommen und daher dem Plangeber keinen Entscheidungs- oder 
Gestaltungsspielraum ermöglichen.  

Hierfür kommen folgende Gebiete in Betracht: 

1. Siedlungsflächen 

Gebiete die aufgrund ihrer funktionalen Bestimmung  „Wohnen, Arbeiten, Verkehr, Bildung, 
Versorgung, Erholung, Freizeit“ festgelegt und vorhanden sind (Status Quo) 

Siedlungsflächen, Splittersiedlungen, Einzelgehöfte im Außenbereich, gewerbliche 
Bauflächen, landes- und regionalbedeutsame Standorte für Industrie- und Gewerbeansiedlung, 
Spiel-, Sport- und Freizeitanlagen 

2. Naturschutz und Landschaftspflege 

Vorranggebiete Natur und Landschaft, Naturschutzgebiete gemäß § 23 BNatSchG, 
Biosphärenreservat gemäß § 25 BNatSchG, Naturpark gemäß § 27 BNatSchG,   
Landschaftsschutzgebiete gemäß § 26 BNatSchG, geschützte Landschaftsbestandteile gemäß 
§ 29 BNatSchG, Biotope gemäß § 30 BNatSchG, Naturdenkmale gemäß § 28 BNatSchG, 
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung gemäß § 32 BNatSchG  Natura 2000 (FFH, IBA, 
SPA) 

3. Wasserwirtschaft 

Vorranggebiete Hochwasserschutz, Vorranggebiete Wassergewinnung,   
Trinkwasserschutzgebiet – Schutzzone 1, Gewässer 1. Ordnung, Standgewässer > 1ha 

4. Infrastrukturen 

regionalbedeutsame Verkehrswege (Bundesstraßen, Landesstraßen, Kreisstraßen sowie 
Bahntrassen), sonstige öffentliche Wege und Straßen,  Freileitungstrassen > 110 kV, Häfen, 
Umspannstationen 

5. Luftverkehr 

Landeplätzen und Verkehrsflughäfen sowie ihre festgelegten  Bauschutzbereiche  
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6. sonstige Nutzungen 

Vorranggebiete für militärische Nutzungen, militärische Anlagen, regional bedeutsame 
Standorte für Kultur und Denkmalpflege, Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung, 
Bergbauflächen Erdgasförderung, Kläranlagen, Wasserwerke, Denkmale, archäologische 
Fundstätten, Deponien, Abfallaufbereitungsanlagen, Pumpwerke, Türme 

II. Raumordnerisch-fachbezogene Ausschlussgebiete 

Überprüfung der verbleibenden Flächen hinsichtlich eines raumordnerisch-fachbezogenen 
Ausschlusses, welcher auch Mindestabstände berücksichtigt. Dabei sind die Gebiete von 
Windenergieanlagen freizuhalten, die aufgrund fachplanerischer bzw. raumordnerischer 
Zielstellungen als wertvoll angesehen werden. Diese Kriterien sind planerische Festlegungen, 
die den Schutzbedarf der einzelnen räumlichen Ansprüche entsprechend vorhandener 
Erfahrungswerte und Studien definieren, aber sich nicht auf einen zukünftigen konkreten 
Einzelfall beziehen, da die Regionalplanung nicht Vorhaben konkret planen kann bzw. darf. 

Im Rahmen der Abwägung können bei diesen Kriterien z.B. entsprechende Maßnahmen 
konkreter  Planungen der kommunalen Ebene besonders berücksichtigt oder gewichtet 
werden.    

Hierfür werden folgende Kriterien berücksichtigt: 

1. Siedlungen 

• 1.000 m Puffer um Wohn- bzw. Mischbebauungen bei Siedlungen und 
Splittersiedlungen und Wohnbebauungen im Außenbereich, 

• 1.500 m Puffer um reine Wohngebiete  gemäß Baunutzungsverordnung 
• 5.000 m Puffer um Kurgebiete/ Luftkurorte,  

2. Naturschutz und  Landschaftspflege 

• Naturschutzgebiete im Verfahren oder einstweilig gesichert gemäß § 23 BNatSchG, 
Biosphärenreservat gemäß § 25 BNatSchG, Landschaftsschutzgebiete im Verfahren 
oder einstweilig gesichert gemäß § 26 BNatSchG, Naturpark gemäß § 27 BNatSchG, 
geschützte Landschaftsbestandteile  im Verfahren oder einstweilig gesichert gemäß § 
29 BNatSchG, Biotope im Verfahren oder einstweilig gesichert gemäß § 30 
BNatSchG, Pufferung der Gebiete nach § 23,25,26,27,29, (bestehend, im Verfahren 
oder einstweilig gesichert), Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung gemäß § 32 
BNatSchG  Natura 2000 (FFH, IBA, SPA) entsprechend den vogelschutzfachlichen 
Empfehlungen der Länderarbeitsgemeinschaft der  Vogelschutzwarten bei Vorliegen 
eines Einzelfalles entsprechend Vogelschutz  

• Wald gemäß Landeswaldgesetz  und Pufferung von raumbedeutsamen Waldflächen   
> 1 ha mit 200 m sowie bei Belangen des Vogelschutzes entsprechend den 
vogelschutzfachlichen Empfehlungen der Länderarbeitsgemeinschaft der  
Vogelschutzwarten 

3. Wasserwirtschaft 

Pufferung der Fließgewässer erster Ordnung und der Standgewässer >1ha mit 100 m   
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4. Infrastruktur 

Pufferung von überregional- und regionalbedeutsamen Verkehrswegen und Leitungstrassen 
>110 kV mit 300 m, Trasse der BAB 14 mit 300 m Puffer, Pufferung von raumordnerisch 
festgelegten überregional bedeutsamen Verkehrswegen (B 190 n), 

Aus der Summe der unter I und II ermittelten Flächen werden die Flächen ermittelt, die nicht 
für die Nutzung durch Windenergie geeignet sind. Die übrigen Flächen gehen in die weitere 
Untersuchung hinsichtlich der Nutzbarkeit für die Windenergie.   

III. Flächen mit Restriktionen aus Fachplanungen, die im Einzelfall einen Ausschluss für die   
Nutzung der Windenergie bewirken   

Die in den ersten beiden Schritten ermittelten potentiellen Weißflächen werden entsprechend 
den nachfolgenden Kriterien überprüft, ob im Einzelfall Tatbestände des Naturschutzes und 
des Vogelartenschutzes höher zu gewichten sind als die Belange der Windenergie.        

Vorbehaltsgebiete für den Aufbau eines ökologischen Verbundsystems, für den Naturschutz 
besonders wertvolle Bereiche > 1 ha, Fachplanung des Landes Sachsen-Anhalt zum Aufbau 
eines ökologischen Verbundsystems werden hinsichtlich des Vogelschutzes geprüft.  

Bei Vorliegen eines Tatbestandes zum Vogelschutz innerhalb dieser Flächen wird der 
Standort als Einzelfallentscheidung entsprechend den vogelschutzfachlichen Empfehlungen 
der Länderarbeitsgemeinschaft der  Vogelschutzwarten als Tabufläche gepuffert. 

Auf Grundlage der oben beschriebenen Schritte ergeben sich nach dem Ausscheiden der 
Flächen mit Restriktionen/Konflikten, die Flächen, die in der weiteren Abwägung der 
Weißflächen untereinander betrachtet werden. Die Weißflächen, die nach Anwendung der 
Abstandskriterien durch technische Infrastruktur getrennt worden sind, gehen flächenmäßig 
addiert und dargestellt als eine Fläche in den weiteren Abwägungsprozess ein.  

Entsprechend den Festsetzungen zur Mindestgröße von Vorranggebieten werden im Rahmen 
der Ermittlung von Ausschlussgebieten auf Grundlage des Mindestabstandes von 5 km 
zwischen zwei Vorranggebieten die Weißflächen betrachtet, die nicht kleiner sind als 20 ha.   

In einem letzten Schritt werden die bis dahin ermittelten möglichen Weißflächen zur Nutzung 
der Windenergie  in den Entscheidungsprozess zur Abwägung dieser Weißflächen 
untereinander, basierend auf dem Kriterium des Mindestabstandes zwischen zwei 
Vorranggebieten, einbezogen. Hat sich eine Fläche in der  Abwägung gegen die anderen bei 
dieser Abwägung durchgesetzt, wird die Fläche mit dem Mindestabstand von Gebieten 
untereinander gepuffert. Im Pufferbereich wird dann keine weitere Fläche für die Nutzung der 
Windenergie ausgewiesen. 

Die Abwägung zu diesen Weißflächen erfolgt unter Berücksichtigung folgender 
Rahmenbedingungen: 

Weißflächen, in denen sich bereits Windenergieanlagen befinden, werden mit einer höheren 
Priorität in die Abwägung eingestellt als Weißflächen ohne Windenergieanlagen (vgl. OVG 
Magdeburg, Urteil vom 29.11.2007- 2 L 220/05) unter der Voraussetzung, dass es sich um 
einen Windpark von mindestens drei Anlagen handelt. 
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Flächen der Sondergebiete für Windnutzung, die lt. verbindlicher Bauleitplanung der 
Gemeinden ausgewiesen sind und außerhalb der festgestellten Weißflächen liegen , können in 
den Abwägungsprozess zur Ausweisung der Vorranggebiete zur Nutzung der Windenergie 
mit der Wirkung von Eignungsgebieten einbezogen und auch ausgewiesen werden.   

Das kann erfolgen, wenn in der Abwägung die Begründung der kommunalen Planung in der 
Regel höher als ein ggf. vorliegendes regionalplanerisches Ausschlusskriterium gewichtet 
wird. Dies bedeutet, dass im Zuge des Gegenstromprinzips der kommunalen Bauleitplanung 
ein hohes Gewicht eingeräumt wird, welches einzeln abzuwägen ist. Daraus folgt aber auch, 
dass im Einzelfall bei der Ausweisung von Vorranggebieten von der Flächenfestsetzung der 
Bauleitplanung abgewichen werden kann.  

Weißflächen, für die sich Restriktionen aus Fachplanungen ergeben, haben eine geringere 
Priorität als Weißflächen, für die keine Restriktionen durch andere Nutzungsansprüche 
vorliegen. 

Eine Weißfläche, die sich gegenüber allen anderen Weißflächen in einem Abwägungsbereich 
durchsetzt, wird zur Einarbeitung als Vorranggebiet zur Nutzung der Windenergie mit der 
Wirkung von Eignungsgebieten in den Entwurf zur Ergänzung des REP Altmark 2005 um den 
sachlichen Teilplan „Wind“  aufgenommen.   

Einzelkriterien mit Begründung: 

1. dörfliche und städtische Siedlungen, Wohnbebauung im Außenbereich   

• Die Bereiche der dörflichen und städtischen Siedlungen sowie die Wohnbebauung im 
Außenbereich werden von der Ausweisung für Flächen zur Nutzung der Windenergie 
ausgeschlossen. 

• Zum Schutz der dörflichen und städtischen Siedlungen und der Wohnbebauung im 
Außenbereich wird eine Pufferzone von 1.000 m festgelegt. 

• Die Pufferzone beträgt bei reinen Wohngebieten 1.500 m. 

Für die räumliche Begrenzung der Vorranggebiete zur Nutzung der Windenergie mit der 
Wirkung von Eignungsgebieten ist ein konkreter Abstand zu Siedlungen anzunehmen. Hierbei 
gilt es, dass Schutzgut „Mensch“ angemessen vor den negativen Auswirkungen von 
Windkraftanlagen zu schützen. 

Bei den dörflichen und städtischen Siedlungen handelt es sich um Flächen innerhalb eines 
Bebauungsplans, im unbeplanten Innenbereich i.S. § 34 BauGB oder nach § 35 Abs. 6 
BauGB. Bei der Wohnbebauung im Außenbereich handelt es sich um Wohnbebauung, die 
nicht unter die vorgenannten Kriterien fällt. 

Die Grundlage für die Pufferung bilden die im ATKIS dargestellten Wohn- und 
Mischbebauungen. Gewerbe- und Industrieflächen sowie Stallanlagen, die im ATKIS erfasst 
sind, werden nicht zur Pufferung herangezogen.  

Mit der Pufferzone wird eine angemessene Berücksichtigung des Allgemeinwohlgebots, des 
Verhältnismäßigkeitsgebots und des Gebots zur nachbarschaftlichen Rücksichtnahme 
begründet. Damit soll sichergestellt werden, dass problematische Immissionssituationen 
generell ausgeschlossen sind, so dass sichere Entscheidungen getroffen werden im Hinblick 
auf den vorbeugenden Immissionsschutz. Mit den festgelegten Abständen sollen insbesondere 
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Gesundheitsschäden durch die kontinuierlich über Jahre auftretenden optischen 
(Rotorbewegung, Lichtreflexe, Schattenwurf, Befeuerung) und akustischen (hörbare 
Schallwellen, Infraschall, Hochfrequenz) Beeinträchtigungen minimiert werden.  

Weiterhin soll mit dem Kriterium auch die Akzeptanz bei der Bevölkerung hinsichtlich der 
Nutzung der Windenergie erhöht werden. 

2. Kurgebiete und Luftkurorte   

• Der Bereich der Kurgebiete und Luftkurorte wird von der Ausweisung von Flächen 
zur Nutzung der Windenergie ausgenommen. 

• Zum Schutz dieser Gebiete wird eine Pufferzone von 5.000 m festgelegt. 

Mit dem Kriterium Kurgebiete und Luftkurorte sollen die umliegenden Bereiche Natur und 
Landschaft, Landschaftserleben als Schlüsselelemente menschlicher Gesundheit gesichert 
werden unter dem Aspekt, dass diese Orte im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Erholungstourismus einen höheren Schutzstatus aufweisen als normale Siedlungsgebiete.  

Mit dem Puffer soll die natürliche Eigenart der Landschaft und ihres Erholungswertes, welche 
den Status Luftkurort bzw. Kurgebiet generiert haben, geschützt werden. Dieser Schutz ist 
darauf gerichtet, den Freiraum in seiner funktionellen Bestimmung als Erholungsfläche für 
die Allgemeinheit zu erhalten. Im Hinblick auf die großräumige Ausstrahlung von Windparks, 
insbesondere in einer topografisch so flachen Landschaft wie der Altmark, ist es wichtig, dass 
eine Überprägung der Landschaft durch Windkraftanlagen in den Kurbereichen vermieden 
wird. Mit der Pufferung von 5.000 m dieser Gebiete wird die Dominanz der Anlagen auf den 
zu sichernden Schutzzweck (Gesundheit, Erholung, Wohlbefinden) auf ein vertretbares Maß 
reduziert. 

3. Überregional- und regional bedeutsame Verkehrstrassen (Straße und Schiene)   

• In dem Bereich der überregional- und regional bedeutsamen Verkehrstrassen 
(Bahnlinien, Autobahn, Bundes-, Landes- und Kreisstraßen) wird ein 300-m-Puffer 
festgelegt. Damit wird die Ausweisung von Flächen in diesem Bereich 
ausgeschlossen. Verkehrstrassen neuer Bundesautobahnen und Bundesstraßen, für die 
das ROV abgeschlossen ist, werden entsprechend gepuffert. 

 
Mit dem Kriterium überregional und regional bedeutsame Verkehrstrassen soll erreicht 
werden, dass von Windkraft ausgehende Gefahren für den schnellen Verkehr (z.B. Brand, 
Eiswurf  bzw. in einem Extremfall das Stürzen einer Windenergieanlage auf einen der oben 
benannten Verkehrswege) verhindert werden. Dies dient dem Schutz der öffentlichen 
Sicherheit. Insbesondere die Thematik der Gefährdung durch Eisflug oder durch Anlagenteile, 
welche in Extremsituationen den Verkehr negativ beeinflussen, sollen im Rahmen der 
Pufferung soweit als möglich ausgeschlossen werden. Gemäß einer Risikoabschätzung von 
Prof. Seifert (Forschungs- und Koordinierungsstelle Windenergie der Hochschule 
Bremerhaven) kann die Wurfweite einer in Betrieb befindlichen Windenergieanlage 
vereinfacht wie folgt abgeschätzt werden: d=(D+H)*1,5 
d=maximale Wurfweite in m; D=Rotordurchmesser; H=Nabenhöhe in m. 
 Die derzeit marktüblichen Rotordurchmesser der führenden Anbieter für Windenergieanlagen 
für windschwächere Binnenstandorte betragen zwischen 82 – 104 m. Die Nabenhöhen 
variieren von 80 – 138 m. Für die Berechnung wird ein mittlerer Wert von 90 m 
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Rotordurchmesser und eine mittlere Nabenhöhe von 100 m angenommen. Das ergibt die 
maximale Wurfweite von 285 m.  
Für ruhende Anlagen beträgt der Wert bei einer Geschwindigkeit von 20 m/s ca. 193 m. 
Die Berechnungsgrundlagen sind der  Allgemeinverfügung Nr. 7/2009 des Hessischen 
Landesamtes für Straßen und Verkehrswesen entnommen. 
Im Hinblick auf den Planungsmaßstab und Nutzung mittlerer marktüblicher Anlagenwerte in 
der Beispielrechnung werden 300 m als Abstandskriterium angewandt. 
4. Vorrangstandorte für Industrieanlagen und Gewerbeflächen (landesbedeutsam / regional bedeutsam)  

Vorrangstandorte (auch geplante) für Industrieanlagen und Gewerbe werden als Flächen zur  
Ausweisung von Gebieten zur Nutzung der Windenergie ausgeschlossen. 

Vorrangstandorte haben eine übergeordnete strategische Bedeutung sowohl für Neuansiedlungen bzw. 
Erweiterungen von Industrieanlagen als auch Gewerbeflächen. Diese Flächen stehen nur beschränkt zur 
Verfügung und haben auf Grund ihrer besonderen Bedeutung absolute Priorität gegenüber von Flächen 
zur Errichtung von Windkraftanlagen. Daher werden die Vorrangstandorte für Industrieanlagen und 
Gewerbeflächen als Tabuflächen ausgeschlossen.  

5. Hochspannungsfreileitungen ab 110 kV   

• Für den Bereich von Hochspannungsleitungen mit einer Leistung von >= 110 kV wird 
ein 300-m-Puffer festgelegt und damit für die Ausweisung von Flächen zur Nutzung 
der Windenergie ausgeschlossen. 

Für die Ermittlung des Abstandes wurde die Empfehlung des VDEW (Verband der Deutschen 
Elektrizitätswirtschaft) Abstand gleich dreifacher Rotordurchmesser herangezogen.  

Der Abstandspuffer (104 m x 3 = 312 m Abstand) ergibt sich aus dem größten 
Rotordurchmesser einer marktüblichen Windenergieanlage.  

Mit dem 300-m-Puffer der Hochspannungsleitungen ab 110 kV soll verhindert werden, dass 
durch ein Aufschwingen sowie bei einem Extremfall (Rotorenabbruch, Umsturz der 
Windenergieanlagen, Eisschlag etc.) das Leistungsnetz beschädigt oder beeinträchtigt wird. 

6. Vorranggebiete für Hochwasserschutz   

• Die Bereiche der Vorranggebiete für den Hochwasserschutz werden von der 
Ausweisung von Flächen zur Nutzung der Windenergie ausgeschlossen. 

Vorranggebiete dienen zum Erhalt der Flussniederungen für den Hochwasserrückhalt sowie 
zur Vermeidung von nachteiligen Veränderungen der Flächennutzung, die die 
Hochwasserentstehung begünstigen und beschleunigen. Gleichzeitig dienen sie in ihrer 
bedeutenden Funktion für Natur und Landschaft und als Teil des ökologischen 
Verbundsystems. Die festgelegten Vorranggebiete für Hochwasserschutz sind zum Schutz 
von Leben und Gesundheit der Bevölkerung von Bebauung freizuhalten. Jegliche Versieglung 
durch Bebauung steht dem ungehinderten Hochwasserrückhalt und –abfluss entgegen.  
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7.  Fließgewässer 1. Ordnung, Standgewässer ab 0,5 ha    

• Die Bereiche der Fließgewässer der 1. Ordnung sowie der Standgewässer über 0,5 ha 
werden als Flächen zur Ausweisung von Gebieten zur Nutzung der Windenergie 
ausgeschlossen. 

• Es wird ein 100-m-Puffer um diese Bereiche festgeschrieben. 

Zum Schutz der Uferbereiche hinsichtlich ihrer Funktion für Natur und Landschaft sowie 
einer ungestörten Bewirtschaftung gemäß § 2 Wassergesetz des Landes Sachsen-Anhalt (WG 
LSA) werden die Flächen mit einem Abstand von 100 m (gemessen ab Uferbereich) 
gepuffert. Gleichzeitig soll mit dem Schutz dieser ufernahen Bereiche auch den Zielen zur 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie entsprochen werden. 

8. Flughafen, Landeplatz, Segelflughafen   

• Die Bauschutzbereiche von Flughäfen sowie die für den Flugbetrieb von Landeplätzen 
und Segelflugplätzen notwendigen Flächen werden als Fläche zur Ausweisung von 
Gebieten zur Nutzung der Windenergie ausgeschlossen. 

Um einen störungsfreien Flugbetrieb zu gewährleisten, werden die Bauschutzbereiche der 
Flughäfen als Tabuflächen festgelegt. Für Landeplätze und Segelflugplätze sind die Flächen 
entsprechend ihrer Genehmigung freizuhalten. Diese Festsetzung dient dem Bestandschutz 
der vorhandenen genehmigten Flugverkehrsanlagen. 

9. Vorranggebiete für militärische Nutzung   

• Die Bereiche der Vorranggebiete für militärische Nutzung sowie die Flächen von 
militärischen Anlagen des REP Altmark 2005 werden als Flächen zur Ausweisung von 
Gebieten zur Nutzung der Windenergie ausgeschlossen. 

Die Freihaltung der Flächen erfolgt, um die Funktionsfähigkeit der Bundeswehr zu 
gewährleisten (vgl. Urteil VG Dessau v. 09.08.2006, Az.: 1 A 300/04 DE). 

10. Vorranggebiete für Natur und Landschaft   

• Die Bereiche der Vorranggebiete für Natur und Landschaft des REP Altmark 2005 
werden als Flächen zur Ausweisung von Gebieten zur Nutzung der Windenergie 
ausgeschlossen. 

Windkraftanlagen verursachen als technische Bauwerke insbesondere durch die Bewegung 
der Rotorblätter Störungen (Schall, Schatten) und Gefährdungen. Die Freihaltung der Flächen 
erfolgt zum Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen, dazu gehören insbesondere die 
bedeutenden naturschutzrechtlich oder forstrechtlich geschützten Gebiete als auch weitere 
Flächen von hervorragender Bedeutung für ein landesweites ökologisches Verbundsystem 
oder für den langfristigen Schutz von Natur und Landschaft besonders wertvollen Flächen. 

11. Naturschutzgebiete, Naturparke, Biosphärenreservate   

• Die Bereiche der Naturschutzgebiete gemäß § 23 BNatSchG, Naturparke gemäß § 27 
BNatSchG, alle Gebiete sowohl festgesetzt als auch im Verfahren einstweilig 
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gesichert sowie Biosphärenreservate gemäß § 25 BNatSchG, werden als Flächen zur 
Ausweisung von Gebieten zur Nutzung der Windenergie ausgeschlossen. 

• Im Rahmen der Einzelfallprüfung werden die Belange des Vogelschutzes hinsichtlich 
der naturschutzfachlichen Ausweisungen überprüft. Bei Vorliegen eines Tatbestandes 
der Vogelschutzrichtlinie wird die Abstandsempfehlung der Vogelschutzwarten 
(Punkt 27) bezogen auf eine marktübliche Windenergieanlage  herangezogen. 

Naturschutzgebiete sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in denen ein besonderer 
Schutz von Natur und Landschaft in ihrer Gesamtheit oder in einzelnen Teilen zur Erhaltung, 
Entwicklung oder Wiederherstellung von Biotopen oder Lebensgemeinschaften bestimmter 
wild lebender Tier- und Pflanzenarten, aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen oder 
landeskundlichen Gründen oder wegen ihrer Seltenheit, besonderer Eigenart oder 
hervorragender Schönheit erforderlich ist. 

Naturparke sind einheitlich zu entwickelnde und zu pflegende Gebiete, die großräumig sind, 
überwiegend aus Landschaftsschutzgebieten und Naturschutzgebieten bestehen, sich wegen 
ihrer landschaftlichen Voraussetzungen für die Erholung besonders eignen und in denen ein 
nachhaltiger Tourismus angestrebt wird, die nach den Erfordernissen der Raumordnung für 
die Erholung vorgesehen sind, in denen die Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung 
einer durch  vielfältige Nutzung geprägten Landschaft und ihrer Arten angestrebt wird und die 
besonders dazu geeignet sind, eine nachhaltige Regionalentwicklung zu unterstützen. 

Biosphärenreservate sind einheitlich zu schützende und zu entwickelnde Gebiete, die 1. 
großräumig und für bestimmte Landschaftstypen charakteristisch sind, 2. in wesentlichen 
Teilen ihres Gebietes als Naturschutzgebiete und als Landschaftsschutzgebiete ausgewiesen 
sind und die Kriterien des Programms “Mensch und Biosphäre“ der UNESCO erfüllen.    

Windkraftanlagen verursachen als technische Bauwerke insbesondere durch die Bewegung 
der Rotorblätter Störungen (Schall, Schatten) und Gefährdungen, die sich besonders auf 
störungssensible Vogelarten (Beeinträchtigung des Lebensraumes) sowie Vogelarten und 
Fledermäuse auswirken. Damit ein ausreichender Schutz dieser Arten generiert werden kann, 
werden diese Gebiete im Rahmen der Einzelfallprüfung bei Vorliegen eines Tatbestandes  
gepuffert. 

12. Landschaftsschutzgebiete gemäß § 26 BNatSchG und geschützte                                                                                
      Landschaftsbestandteile gemäß § 29  BNatSchG   

• Die Bereiche der Landschaftsschutzgebiete gemäß § 26 BNatSchG, alle Gebiete 
sowohl festgesetzt als auch im Verfahren einstweilig gesichert sowie geschützte 
Landschaftsbestandteile gemäß § 29 BNatSchG, werden als Flächen zur Ausweisung 
von Gebieten zur Nutzung der Windenergie ausgeschlossen. 

• Im Rahmen der Einzelfallprüfung werden die Belange des Vogelschutzes hinsichtlich 
der naturschutzfachlichen Ausweisungen überprüft. Bei Vorliegen eines Tatbestandes 
der Vogelschutzrichtlinie wird die Abstandsempfehlung der Vogelschutzwarten 
(Punkt 27)  bezogen auf eine marktübliche Windenergieanlage  herangezogen. 

Landschaftsschutzgebiete sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in denen ein besonderer 
Schutz von Natur und Landschaft zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder der Regenerationsfähigkeit und 
nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, wegen ihrer Vielfalt, Eigenart und Schönheit 
oder der besonderen kulturhistorischen Bedeutung der Landschaft oder wegen ihrer 
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besonderen Bedeutung für die Erholung erforderlich ist. In Landschaftsschutzgebieten sind 
alle Handlungen verboten, die den Charakter des Gebietes verändern oder dem besonderen 
Schutz zuwiderlaufen. 

Die Einzelfallprüfung hinsichtlich der Belange des Vogelschutzes ist anlog wie bei 11. zu 
sehen. 

13.  Biotope gemäß § 30 BNatSchG, Naturdenkmale gemäß § 28 BNatSchG   

• Die Bereiche der Biotope gemäß § 30  BNatSchG und der Naturdenkmale gemäß        
§ 28 BNatSchG werden als Flächen zur Ausweisung von Vorranggebieten zur 
Nutzung der Windenergie ausgeschlossen. 

• Im Rahmen der Einzelfallprüfung werden die Belange des Vogelschutzes hinsichtlich 
der naturschutzfachlichen Ausweisungen überprüft. Bei Vorliegen eines Tatbestandes 
der Vogelschutzrichtlinie wird die Abstandsempfehlung der Vogelschutzwarten 
(Punkt 27) bezogen auf eine marktübliche Windenergieanlage herangezogen. 

• Die Naturdenkmale werden nur bei einer räumlichen Auswirkung, die im Einzelfall 
begründet werden muss, als Tabufläche mit Puffer dargestellt. 

Damit die unterschiedlichen Kleinbiotope gemäß § 30 BNatSchG dauerhaft geschützt und 
erhalten werden können, werden diese Flächen als Tabubereiche festgelegt. Sollten sich im 
Rahmen einer Einzelfallprüfung Tatbestände entsprechend der Vogelschutzrichtlinie ergeben, 
wird das entsprechende Biotop entsprechend gepuffert. Naturdenkmale gemäß § 28 
BNatSchG  werden nur im begründeten Einzelfall und bei entsprechender räumlicher 
Relevanz als Tabufläche und Puffer dargestellt, denn die meisten Naturdenkmale haben keine 
raumbedeutsame Wirkung. 

14. Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung gemäß § 32 BNatSchG  Natura 2000                    
(FFH, IBA, SPA) 

• Die Bereiche der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung gemäß § 32 BNatSchG  
Natura 2000 (FFH, IBA, SPA) werden als Flächen für die Ausweisung als Gebiete zur 
Nutzung der Windenergie ausgeschlossen. 

• Im Rahmen der Einzelfallprüfung werden die Belange des Vogelschutzes hinsichtlich 
der naturschutzfachlichen Ausweisungen überprüft. Bei Vorliegen eines Tatbestandes 
des Vogelschutzes wird die Abstandsempfehlung der Vogelschutzwarten (Punkt 27) 
bezogen auf eine marktübliche Windenergieanlage herangezogen. 

Das zusammenhängende europäische ökologische Netz Natura 2000 besteht aus den 
Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung und den europäischen Vogelschutzgebieten. 
Sie stehen unter besonderem Schutz. Zweck des Schutzes ist die Erhaltung oder 
Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustands der in diesen Gebieten 
vorhandenen Lebensraumtypen oder der Lebensräume. Die FFH- Richtlinie und EU-
Vogelschutzrichtlinie mit ihrem Schutzgebietsnetzwerk NATURA 2000 und ihren 
Artenschutzbestimmungen bilden für den Naturschutz ein umfassendes rechtliches 
Instrumentarium zum Lebensraum- und Artenschutz. Grundsätzlich geschützt werden im 
Rahmen NATURA 2000 in erster Linie bestimmte Lebensraumtypen entsprechend 
Anhang I und II der Richtlinie. Hinzu kommen die Schutzgebiete nach EU- 
Vogelschutzrichtlinie für Vogelarten des Anhang I dieser Richtline und Zugvögel. 
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Die Einzelfallprüfung ist erforderlich, da in den Grenzbereichen noch ein erhöhter 
Freibestand zu verzeichnen ist. Sie dient dem erhöhten Biotop - und Artenschutz über die 
Grenzen des ergänzenden Schutzgebietes hinaus. Dieser Schutz ist im Sinne des 
Umgebungsschutzes erforderlich. Gebiete im Sinne der Vogelschutzrichtlinie (VRL) sind 
auch vor Einwirkungen zu schützen, die ihre Ursache selbst außerhalb des Gebietes 
haben, wenn diese dem Schutzzweck des Art. 4 VRL zuwiderlaufen.   

15. Waldgebiete   

• Waldflächen mit einer Größe > 1 ha werden als Flächen zur Ausweisung von Gebieten 
zur Nutzung der Windenergie ausgeschlossen. Zum Schutz der empfindlichen 
Übergangsbereiche wird der Wald mit 200 m gepuffert. 

• Im Rahmen der Einzelfallprüfung werden die Belange des Vogelschutzes hinsichtlich 
der naturschutzfachlichen Ausweisungen überprüft. Bei Vorliegen eines Tatbestandes 
der Vogelschutzrichtlinie wird die Abstandsempfehlung der Vogelschutzwarten 
(Punkt 27) bezogen auf eine marktübliche Windenergieanlage herangezogen. 

Der Wald stellt wie andere natürliche Räume ein eigenes Ökosystem dar, in dem alle 
beteiligten Elemente ein System aus gegenseitigen Wechselbeziehungen bilden. Neben seiner 
Funktion als Rohstofflieferant gewinnt immer mehr seine Ausgleichsfunktion hinsichtlich der 
Leistungen für die Umwelt sowie seine Erholungsfunktion an Bedeutung. 

Um den sensiblen Übergangsbereich zwischen Wald und Offenlandschaft zu schützen, da 
gerade in diesem  Bereich eine sehr hohe biotische, avifaunistische und geoökologische 
Artenmannigfaltigkeit besteht insbesondere auch für Vogel- und Fledermausarten, werden die 
Waldränder mit 200 m gepuffert. Sollten sich im Einzelfall Tatbestände ergeben, die eine 
Anwendung der Vogelschutzrichtlinie fordern, findet die Empfehlung der Vogelschutzwarten 
(Pkt. 28) bezogen auf eine marktübliche Windenergieanlage Anwendung. 

16. Vorranggebiete für Wassergewinnung   

• Die Vorranggebiete für Wassergewinnung des REP Altmark 2005 werden als Flächen 
zur Ausweisung von Gebieten zur Nutzung der Windenergie ausgeschlossen.   

Mit der Ausweisung der Vorranggebiete für Wassergewinnung sollen die Gebiete mit 
herausragender überregionaler und regionaler Bedeutung für die Gewährleistung der 
öffentlichen Trinkwasserversorgung gesichert werden. Mit der Festlegung als Tabuflächen 
sollen die Trinkwasservorräte vor Verunreinigungen und sonstigen Beeinträchtigungen 
geschützt werden, die von menschlichen Tätigkeiten und Einrichtungen ausgehen können und 
die auf Grund Ihrer Nähe zu den Wasserfassungen ein besonderes Konfliktpotential 
darstellen,  entsprechend DVGW-Regelwerk (Arbeitsblatt 101). Mit der Ausweisung als 
Vorranggebiet wurde eine raumordnerische Letztentscheidung getroffen, die nicht mehr einer 
Abwägung zugängig ist. 

17. Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung   

• Die Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung des REP Altmark 2005 werden als 
Flächen zur Ausweisung von Gebieten zur Nutzung der Windenergie ausgeschlossen. 

Mit der Ausweisung der Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung soll den Erfordernissen der 
vorsorgenden Sicherung von erkundeten Rohstoffvorkommen sowie einer Gewinnung von 
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Rohstoffen im Rahmen einer  räumlichen Gesamtentwicklung Rechnung getragen werden. 
Die Festlegung gilt nur für Vorranggebiete der oberflächennahen Rohstoffgewinnung. Die 
Belange der Vorranggebiete von unterirdischen Lagerstätten werden im Rahmen einer 
Einzelfallprüfung bei den ermittelten Weißflächen geprüft. 

18. Vorbehaltsgebiete für Tourismus und Erholung   

• Den Vorbehaltsgebieten für Tourismus und Erholung des REP Altmark 2005 wird im 
Rahmen der Abwägung zur Ausweisung von Vorranggebieten zur Nutzung der 
Windenergie mit der Wirkung von Eignungsgebieten ein höheres Gewicht als 
Restriktionsfläche beigemessen als Flächen, die keine Nutzungskonflikte hinsichtlich 
der Errichtung von Windkraftanlagen aufweisen.   

Vorbehaltsgebiete für Tourismus und Erholung sind Gebiete, die aufgrund landschaftlicher 
und naturräumlicher Potenziale sowie der Entwicklung und / oder des Bestandes an 
touristischen und kulturellen  Einrichtungen für den Tourismus und die Erholung besonders 
geeignet sind. Ein wichtiger Aspekt für den weiteren Ausbau zu einem wirtschaftlich 
tragfähigen Tourismus- und Erholungsgebiet ist der Erhalt der vorhandenen Kulturlandschaft 
mit ihrem unverbauten Landschaftsbild.  Damit diese Schutzgüter gesichert werden können, 
wird den Vorbehaltsgebieten für Tourismus und Erholung im Hinblick auf die Ausweisung 
von Vorranggebieten zur Nutzung der Windenergie mit der Wirkung eines Eignungsgebietes 
ein höheres Gewicht als Restriktionsfläche beigemessen als Flächen, die keine 
Nutzungskonflikte hinsichtlich der Errichtung von Windkraftanlagen aufweisen. Im Rahmen 
einer Einzelfallbewertung ist zu entscheiden, ob die konkrete Fläche für die Nutzung durch 
Windkraft geeignet ist. 

19. Vorbehaltsgebiete Aufbau eines ökologischen Verbundsystems,  Flächen des Biotop-
verbundes gemäß § 21 BNatSchG, für den Naturschutz besonders wertvolle Bereiche > 1 ha 

• Den Vorbehaltsgebieten zum Aufbau eines ökologischen Verbundsystems des REP 
Altmark 2005, Flächen des Biotopverbundes gemäß § 21  BNatSchG und die für den 
Naturschutz besonders wertvollen Bereiche > 1 ha wird im Rahmen der Abwägung 
zur Ausweisung von Vorranggebieten zur Nutzung der Windenergie mit der Wirkung 
von Eignungsgebieten ein höheres Gewicht als Ausschlussfläche beigemessen als 
Flächen, die keine Nutzungskonflikte hinsichtlich der Errichtung von 
Windkraftanlagen aufweisen. Die Bewertung der Flächen hinsichtlich eines 
Ausschlusses der Windenergie wird im Einzelfall geprüft. 

• Im Rahmen der Einzelfallprüfung werden die Belange des Vogelschutzes 
entsprechend den Abstandsempfehlungen der Vogelschutzwarten (Pkt. 27) bezogen 
auf eine marktübliche Windenergieanlage gepuffert und als Tabuflächen 
gekennzeichnet.  

Vorbehaltsgebiete für den Aufbau eines ökologischen Verbundsystems umfassen groß-
flächige, naturbetonte, untereinander verbundene Lebensräume zum Schutz besonders 
gefährdeter Tier- und Pflanzenarten, um eine Isolation von Biotopen oder ganzen 
Ökosystemen zu vermeiden. Einen Schwerpunkt stellen Biotopverbundplanungen dar, die die 
Zielstellung verfolgen, die wildlebenden Tiere und Pflanzen und ihre Lebensgemeinschaften 
als Teil des Naturhaushaltes in ihrer natürlichen und historisch gewachsenen Artenvielfalt zu 
schützen sowie der Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfähiger ökologischer 
Wechselbeziehungen. Windkraftanlagen sind geeignet, diese großflächigen, naturbetonten, 
untereinander verbundenen Lebensräume erheblich und nachhaltig zu beeinträchtigen. 
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Die für den Naturschutz besonders wertvollen Bereiche > 1 ha sind Gebiete, die noch nicht 
naturschutzrechtlich gesichert sind, aber im Hinblick auf die Gestaltung des künftigen 
Naturhaushaltes besonders schutzwürdig sind. 
Gemäß § 21 BNatSchG entwickelt die Länder ein Netz verbundener Biotope. Der 
Biotopverbund dient der nachhaltigen Sicherung von heimischen Tier- und Pflanzenarten und 
deren Populationen einschließlich ihrer Lebensräume und Lebensgemeinschaften sowie die 
Bewahrung, Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfähiger ökologischer 
Wechselbeziehungen.  
Aus diesem Grund soll den Flächen der Vorbehaltsgebiete zum Aufbau eines ökologischen 
Verbundsystems, den Flächen der Biotopverbundplanung gemäß § 21 BNatSchG und den für 
den Naturschutz besonders wertvollen Flächen > 1 ha in der Abwägung ein höheres Gewicht 
hinsichtlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege eingeräumt werden. 
Im Einzelfall können diese Flächen hinsichtlich ihres konkreten Schutzstatus auch als 
Tabufläche in die Abwägung eingehen. 
Da diese Flächen im Einzelfall auch besonders schützenswerten Vogelarten beherbergen oder 
ihnen als Rast,- Brut- oder Nahrungsfläche dienen, werden diese Flächen bei Vorliegen dieses 
Tatbestandes, entsprechend den Vogelkartierungen der Unteren Naturschutzbehörden 
basierend auf den Empfehlungen der Vogelschutzwarten als Tabufläche ausgewiesen. 

20. Regional bedeutsame Standorte für Kultur- und Denkmalpflege   

• Die regional bedeutsamen Standorte für Kultur und Denkmalpflege des REP Altmark 
2005 werden als Flächen zur Ausweisung von Gebieten zur Nutzung der Windenergie 
ausgeschlossen. Der Schutzpuffer wird für den konkreten Einzelfall festgelegt. 

Zum Schutz regionalbedeutsamer Standorte für Kultur- und Denkmalpflege können im 
Rahmen einer Einzelfallprüfung besonders wertvolle Ortsbilder, Stadtsilhouetten oder andere 
kulturelle und denkmalpflegerisch wertvolle Standorte gesichert werden. Da es bei diesen 
Standorten um sehr spezifische und untereinander nicht vergleichbare Schutzgüter geht, 
werden die Abstände zu  den Gebieten zur Nutzung der Windenergie nicht pauschal sondern 
bezogen auf den einzelnen Standort festgelegt.   

21. Vorbehaltsgebiete für Erstaufforstung   

• Den Vorbehaltsgebiete für Erstaufforstung des REP Altmark 2005 wird als Flächen 
zur Ausweisung von Gebieten zur Nutzung der Windenergie mit der Wirkung von 
Eignungsgebieten, ein höheres Gewicht als Restriktionsfläche beigemessen als 
Flächen, die keine Nutzungskonflikte hinsichtlich der Errichtung von 
Windkraftanlagen aufweisen. 

• Im Rahmen einer Einzelfallprüfung können Flächen auch als Tabuflächen identifiziert 
werden. 

Die Vorbehaltsgebiete für Erstaufforstung dienen zur Schaffung eines Flächenangebotes für 
Erstaufforstung und sollen langzeitlich zu einer Erhöhung des Waldanteils in der Altmark 
beitragen. Im Hinblick auf die Nutzung nachwachsender Rohstoffe kommt dem Holz eine 
wichtige Funktion hinsichtlich stofflicher und energetischer Nutzung zu. Gleichzeitig sollen 
die neu entstehenden Waldflächen die Ausgleichs- und Erholungsfunktion der vorhandenen 
Waldflächen stärken. Die Ausweisung der Vorbehaltsgebiete zur Erstaufforstung erfolgte 
entsprechend der forstlichen Rahmenplanung auf den Flächen, die dafür besonders geeignet 
sind. Damit diese Schutzgüter gesichert werden können, wird den Vorbehaltsgebieten für 
Erstaufforstung im Hinblick auf die Ausweisung von Vorranggebieten zur Nutzung der 
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Windenergie mit der Wirkung eines Eignungsgebietes ein höheres Gewicht als 
Restriktionsfläche beigemessen als Flächen, die keine Nutzungskonflikte hinsichtlich der 
Errichtung von Windkraftanlagen aufweisen. Im Einzelfall können diese Flächen in 
Verbindung mit dem räumlichen Umfeld als Tabuflächen in die Abwägung eingehen. 

22. Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft, höher wertige Böden 

• Den Vorbehaltsgebieten für Landwirtschaft des REP Altmark 2005 sowie 
landwirtschaftliche Flächen mit mehr als 51 Bodenpunkten werden im Rahmen der 
Abwägung zur Ausweisung von Vorranggebieten zur Nutzung der Windenergiemit 
der Wirkung von Eignungsgebieten ein höheres Gewicht als Restriktionsflächen 
beigemessen als Flächen, die keine Nutzungskonflikte hinsichtlich der Errichtung von 
Windkraftanlagen Aufweisen 

Die Landwirtschaft ist in der Altmark ein bedeutender und prägender Wirtschaftssektor. Für 
die Landwirtschaft geeignete und von der Landwirtschaft genutzte Böden sind zu erhalten und 
zu sichern. Die durchschnittliche Bodenpunktzahl in der Altmark liegt bei 37 Bodenpunkten. 
Zum Schutz der wenigen guten Böden vor Bebauung mit Windenergieanlagen werden alle 
vorzüglichen Flächen, die mehr als 51 Bodenpunkte haben oder in den Vorbehaltsgebieten für 
Landwirtschaft liegen, als Restriktionsflächen bewertet. Die Sicherung dieser vorzüglichen 
Flächen erfolgt, da sie vorrangig für den Anbau ökonomisch besonders rentabler Kulturen wie 
Weizen, Gerste, Raps, Mais und Zuckerrüben genutzt werden. Die Böden mit einer höheren 
Ertragsfähigkeit verfügen über eine höhere Speicherfähigkeit an Nährstoffen und Wasser. Im 
Hinblick auf die Wasserrahmenrichtlinie und auch der Tatsache geschuldet, dass die Altmark 
generell nicht sehr niederschlagsreich ist, müssen gerade die Böden, die eine gute 
Wasseraufnahme und Speicherfähigkeit haben, geschützt werden. Diese um so mehr, da die 
Klimaprognosen für die Altmark von länger werdenden Trockenperioden in der 
Vegetationszeit ausgehen. Ausgehend von dem sehr hohen Milchviehbestand (47 % von 
Sachsen-Anhalt) sowie der hohen Dichte an Biogasanlagen ist es wichtig, gerade die Böden 
zu sichern, die für die Bereitstellung von qualitativ hochwertigem Futter in ausreichender 
Menge notwendig sind. Die Erträge bei schweren Böden sind bei einigen Feldfrüchten fast 
doppelt so hoch, wie bei leichten Böden. 

23. Abstände der Vorranggebiete zur Nutzung der Windenergie mit der Wirkung von      
      Eignungsgebieten untereinander   

• Der Abstand von Vorranggebieten/ Eignungsgebieten untereinander beträgt 
mindestens 5000 m. 

Diese Festlegung dient der Konzentration von WKA in räumlich-visuell voneinander 
getrennten Gebieten. Bei einer Entfernung von 5000 m zwischen den Windparks ist davon 
auszugehen, dass sich die Dominanz der Anlagen (Höhe und Bewegung der Rotoren) auf ein 
landschaftlich verträgliches Maß verringert. Ausgehend von der sehr flachen Landschaft und 
auch von dem insgesamt geringen Waldanteil, der die Sichtbarkeit der Anlagen eingrenzen 
könnte, soll der Abstand 5000 m zwischen Vorranggebieten/Eignungsgebieten dazu dienen, 
eine Überprägung der Landschaft zu vermeiden. Sichtbarkeitsbetrachtungen haben ergeben, 
dass bereits mit dem Planungszeitpunkt 2008 der Anteil der Gebiete, die nicht von 
Windenergieanlagen geprägt sind, verschwindend gering ist.  Die Empfehlung wurde im 
Rahmen einer Studie aus dem Jahr 2001 gegeben, die sich mit der Thematik der 
Berücksichtigung von Landschaftsbild, Tourismus und Erholung bei der Ausweisung von 
Standorten zur Nutzung der Windenergie befasst hat. 
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24. Umgang mit Weißflächen, die nur durch Trassen der techn. Infrastruktur zerschnitten  
      werden    

• Weißflächen, die nur durch Trassen der techn. Infrastruktur zerschnitten werden, 
werden als eine zusammenhängende Weißfläche im Rahmen der Abwägung der 
Weißflächen untereinander behandelt. 

Trassen der technischen Infrastruktur sind gemäß den techn. Regeln von Windkraftanlagen 
freizuhalten. Dadurch kann es passieren, dass durch diese Trassen eine Weißfläche in zwei 
kleinere Weißflächen geteilt wird. Da aber Windenergieanlagen gleichermaßen technische 
Infrastruktur darstellen, werden die beiden Flächen als eine behandelt. 

25. Einbeziehung des Landschaftsbildes im Rahmen der Einzelfallbetrachtung von  
      Weißflächen   

• Die Weißflächen, die nach Anwendung der pauschalisierten Abstandskriterien der 
weiteren Abwägung zugeführt werden, sind einer Einzelfallbetrachtung im Hinblick 
auf das Landschaftsbild zu unterziehen. Der Einzelfallbetrachtung werden nur die 
Weißflächen unterzogen, die in den landschaftlich besonders wertvollen Gebieten der 
Altmark entsprechend der Studie zum Regionalen Entwicklungsplan Altmark aus dem 
Jahr 2001 liegen. 

Die Einzelfallprüfung der Weißflächen hinsichtlich des Landschaftsbildes erfolgt 
entsprechend der Tatsache, dass seit der Bewertung des Landschaftsbildes eine sehr starke 
Änderung der Landschaft insbesondere durch Windenergieanlagen und damit auch ihres 
Erscheinungsbildes erfolgt ist. Im Rahmen der Einzelfallprüfung wird bewertet, ob sich die 
Änderungen der Landschaft seit dem Zeitpunkt der Gutachten negativ auf das damalige 
Bewertungsergebnis ausgewirkt haben oder ob sich der Wert des Landschaftsbildes mit Blick 
auf den derzeitigen Status Quo erhöht hat. 

26. Größe der Vorranggebiete   

• Die Mindestgröße eines Vorranggebietes zur Nutzung der Windenergie mit der 
Wirkung eines Eignungsgebietes muss mindestens 20 ha betragen. 

Im Hinblick auf die räumliche Steuerung der Errichtung von Windkraftanlagen ist es 
notwendig, geeignete Gebiete raumordnerisch zu sichern. Da Windenergieanlagen nach § 35 
Abs. 1 BauGB privilegierte Anlagen im Außenbereich der Gemeinden sind, erfordert die 
Steuerung ihrer Errichtung ein räumliches Gesamtkonzept, welches durch die 
Regionalplanung für die Planungsregion Altmark zu erarbeiten ist. Die räumliche Steuerung 
wird verfolgt, um eine planvolle Konzentration der Anlagen an dafür geeigneten Standorten  
in der jeweiligen Region zu erreichen. Damit diese Flächen auch den Anspruch des  
Repowering erfüllen können, ist es notwendig, im Hinblick auf die technische Entwicklung 
der Anlagen eine Mindestgröße von Vorranggebieten festzulegen, in denen sich die derzeit 
marktüblichen Anlagen auch durchsetzen können. Das Bundesverwaltungsgericht hat in 
seinem Urteil vom 30. Juni 2004 entschieden, dass in Deutschland eine Ansammlung von drei 
Windenergieanlagen als Windpark gilt. Entsprechend dem Auftrag zur Steuerung von 
Windkraftanlagen aus dem LEP LSA (Pkt. 4.10.2.) soll die Konzentration von 
Windenergieanlagen in Windparks einer Vielzahl von Einzelstandorten vorgezogen werden.  
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Da bei der Errichtung eines Windparks ein Teil der Anlagen je nach Windrichtung im 
Nachlauf (Wake) der vorgelagerten Anlagen steht, verringert sich die Windgeschwindigkeit 
der ankommenden Strömung, während sich die Turbulenz erhöht. Die dadurch entstehenden 
Betriebslasten für die einzelnen Anlagen können die Standsicherheit erheblich beeinflussen. 

Werden mehrere Windanlagen in Windparks aufgestellt, muss zusätzlich neben der 
Geländerauhigkeit und den Hindernissen noch die Verschattung der Anlagen untereinander 
berücksichtigt werden. Die Einflüsse der Windkraftanlagen untereinander werden 
„Windparkeffekt“ genannt. 

Da der Windparkeffekt mit geringer werdendem Abstand zur Windkraftanlage zunimmt, 
müssen die Anlagen weit genug auseinander errichtet werden, um den Parkeffekt zu 
minimieren und den Energieertrag sowie die Lebensdauer der Anlagen zu erhöhen. 

Zur Vermeidung dieser Gefährdung gilt folgende Formel, die für eine praktische Nutzung 
allgemein anerkannt wird. Dem zufolge wird als Mindestabstand zwischen zwei 
Windenergieanlagen in Hauptwindrichtung der 5-9 fache Rotordurchmesser und der 3-5 fache 
Rotordurchmesser in Nebenwindrichtung genommen, damit die Auswirkungen auf die 
Betriebslasten keine Gefährdung erzeugen. Ausgehend von den zurzeit marktüblichen 
Anlagen bewegen sich die Rotordurchmesser zwischen 80 und 104 m (Anlage 1). Im Hinblick 
auf die entstehenden Betriebslasten durch den Wake (Nachlauf) – Einfluss und die damit 
vorhandene Beeinträchtigung der Standsicherheit wird für die Berechnung der notwendigen 
idealen Flächengröße von einem Rotordurchmesser von 100 m und dem 8-fachen 
Rotordurchmesser in Hauptwindrichtung sowie dem 5-fachen Rotordurchmesser in 
Nebenwindrichtung ausgegangen. Die Anordnung der Anlagen wird idealisiert als 
gleichschenkliges Dreieck angenommen. Daraus ergibt sich bei drei Windenergieanlagen ein 
Flächenbedarf von ca. 20 ha. Eine statistische Bewertung der Antragsvorgänge im Jahr 2009 
zu Windenergieanlagen untermauert die Aussage. Hier ist der Trend zu erkennen, dass im 
Hinblick auf die räumliche Situation (geologische und meteorologische Rahmenbedingungen) 
in der Altmark ein durchschnittlicher Flächenbedarf von 8-15 ha pro Anlage zu verzeichnen 
ist. Dieses wird auch in der Studie des zur Bestandserhebung und Potentialabschätzung des 
DEWI Wilhelmshaven und durch die Auswertung der Bezirksregierung Arnsberg/NRW   
bestätigt.       
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27. Vogelschutzfachliche Empfehlungen zu Abstandsregelungen für Windenergieanlagen 
 
Länderarbeitsgemeinschaft der 
Vogelschutzwarten, 12.10.2006 Helgoland 

 

Vogelschutzfachliche Empfehlungen zu Abstandsregelungen für Windenergieanlagen 
Abstände zu bedeutenden 
Vogelgebieten 

 

Alle Schutzkategorien nach nationalem 
Naturschutzrecht mit Vogelschutz im 
Schutzzweck 

Pufferzone 10-fache Anlagenhöhe 

EU-SPA Pufferzone 10-fache Anlagenhöhe 
Feuchtgebiete internationaler Bedeutung 
entsprechend RAMSAR Konvention 

Pufferzone 10-fache Anlagenhöhe 

Gewässer oder Gewässerkomplexe >10 ha Pufferzone 10-fache Anlagenhöhe 
Sonstige Gast- und Brutvogellebensräume 
nationaler und landesweiter Bedeutung 
(„Schwerpunkträume“) 

Pufferzone 10-fache Anlagenhöhe 

Zugkonzentrationskorridore freihalten 
 

Hauptflugkorridore zwischen Schlaf- und 
Nahrungsplätzen (Kranich, Schwäne, Gänse) 

freihalten 
 

Schlafplätze (Kranich > 500, Schwäne > 500, 
Gänse > 5000) 

3000 m Tabu-Bereich (6000 m Prüfbereich) 
 
 

Abstände zu Brutplätzen Tabu-Bereich, Radius (Prüfbereich 
entsprechend Lebensraumtyp)  

Schwarzstorch 3000 m (6000 m) 
Weißstorch 1000 m (4000 m) 
Kranich 1000 m 
Raufußhühner Schwerpunkträume, s.o. 
Wachtelkönig Schwerpunkträume, s.o. 
Großtrappe Schwerpunkträume, s.o., und Hauptflugkorridore 
Goldregenpfeifer Schwerpunkträume, s.o. 
Schwarzmilan 1000 m (4000 m) 
Rotmilan 1000 m (6000 m) 
Seeadler 3000 m (6000 m) 
Schreiadler 6000 m 
Rohr-, Korn- und Wiesenweihe Schwerpunkträume, s.o. 
Fischadler 1000 m (4000 m) 
 Baumfalken 1000 m (4000 m) 
Wanderfalke 1000 m, Baumbrüter 3000 m 
Uhu 1000 m (4000 m) 
Brutkolonien (Seeschwalben, Möwen, 
Reiher, Kormoran) 

1000 m (4000 m) 

Wiesen-Limikolen Schwerpunkträume, s.o. 
 
Quelle: BfN – Bundesamt für Naturschutz - Länderarbeitsgemeinschaft der 
Vogelschutzwarten, 12.10.2006 Helgoland  
 


